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Rechtskraft -
Deskriptoren Rente wegen verminderter
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1. Instanz

Aktenzeichen S 6 R 287/19
Datum 09.09.2021

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 R 285/21
Datum 10.03.2022

3. Instanz

Datum -

Â 

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Dessau-RoÃ�lau vom 9.
September 2021 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Â 

Kosten sind nicht zu erstatten.

Â 

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Â 

GrÃ¼nde:
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Â 

I.

Â 

Der Rechtsstreit betrifft die Frage, ob der KlÃ¤ger einen Anspruch auf Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit nach dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch (Gesetzliche
Rentenversicherung â�� SGB VI) hat. 

Â 

Der am â�¦ 1966 geborene KlÃ¤ger absolvierte nach seinem Zehnte-Klasse-Schulabschluss
von 1983 bis 1986 eine abgeschlossene Berufsausbildung zum Baumaler. AnschlieÃ�end
arbeitete er bis 2010 bei verschiedenen Arbeitgebern als Maler. WÃ¤hrend dieser Zeit
absolvierte er von MÃ¤rz bis August 1999 eine Fortbildung zum Maler und Lackierer.
Seitdem ist der KlÃ¤ger arbeitslos bzw. arbeitsunfÃ¤hig. Der KlÃ¤ger bezieht laufende
Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (Grundsicherung fÃ¼r
Arbeitsuchende â�� SGB II).

Â 

Einen ersten, im Oktober 2013 gestellten Rentenantrag des KlÃ¤gers lehnte die Beklagte
bestandskrÃ¤ftig ab. WÃ¤hrend dieses Rentenverfahrens veranlasste sie ein Gutachten der
FachÃ¤rztin fÃ¼r OrthopÃ¤die K. vom 1. September 2014 nach Untersuchung des KlÃ¤gers
am selben Tag. Darin gelangte die Gutachterin zu der EinschÃ¤tzung, von orthopÃ¤discher
Seite bestehe vollschichtige berufliche EinsatzfÃ¤higkeit fÃ¼r leichte bis gelegentlich
mittelschwere kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten, wenn im regelmÃ¤Ã�igen Wechsel der
Haltungsarten ohne schweres Heben und Tragen sowie ohne TÃ¤tigkeiten in
Zwangshaltungen gearbeitet werden kÃ¶nne. 

Â 

Am 30. Januar 2019 stellte der KlÃ¤ger erneut einen Antrag auf GewÃ¤hrung einer Rente
wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit. Zur BegrÃ¼ndung gab er an, er halte sich seit
2010 wegen akuter Krankheit der HalswirbelsÃ¤ule (HWS) und LendenwirbelsÃ¤ule (LWS)
sowie BandscheibenvorfÃ¤llen und dauerhaften Beschwerden im Bereich der HWS, LWS,
Arm- und hÃ¤ufigen Kopfschmerzen fÃ¼r erwerbsgemindert. Die Beklagte zog aufgrund
des erneuten Rentenantrages die Ã¤rztlichen Unterlagen aus den vorangegangenen
Renten- und Rehaverfahren sowie eine Auskunft der Krankenkasse des KlÃ¤gers, IKK
gesund plus, Ã¼ber seine Vorerkrankungszeiten bei. AuÃ�erdem holte sie einen aktuellen
Befundbericht des behandelnden Neurochirurgen A., ohne Datum, Eingang bei der
Beklagten im MÃ¤rz 2019, ein. Der behandelnde Arzt hat folgende von der Norm
abweichende klinische Untersuchungsbefunde mitgeteilt: HWS-Syndrom mit Ausstrahlung
in den linken Arm, RÃ¼cken- und Kopfschmerzen. 

Â 

AnschlieÃ�end lehnte die Beklagte den Rentenantrag mit Bescheid vom 15. Mai 2019 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 8. Oktober 2019 ab und fÃ¼hrte zur
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BegrÃ¼ndung aus, die EinschrÃ¤nkungen, die sich aus den Krankheiten oder
Behinderungen des KlÃ¤gers ergÃ¤ben, fÃ¼hrten nicht zu einem Anspruch auf eine Rente
wegen Erwerbsminderung. Denn der KlÃ¤ger kÃ¶nne noch mindestens sechs Stunden
tÃ¤glich in leichten bis mittelschweren Arbeiten unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes erwerbstÃ¤tig sein. 

Â 

Dagegen hat der KlÃ¤ger am 8. November 2019 Klage beim Sozialgericht Dessau-RoÃ�lau
erhoben und vorgetragen, er sei von seinem Arbeitsvermittler beim Jobcenter Landkreis
Wittenberg dazu aufgefordert worden, einen Antrag auf GewÃ¤hrung einer
Erwerbsminderungsrente zu stellen. Er leide seit mehreren Jahren an schmerzhaften
BewegungseinschrÃ¤nkungen der HWS und LWS durch BandscheibenvorfÃ¤lle.
DiesbezÃ¼glich seien schon mehrere Operationen erfolgt. AuÃ�erdem bestehe eine
eingeschrÃ¤nkte FunktionsfÃ¤higkeit der linken Hand aufgrund eines Karpaltunnel-
Syndroms. Aufgrund der BandscheibenvorfÃ¤lle sei er zudem wegeunfÃ¤hig. Er befinde
sich in regelmÃ¤Ã�iger hausÃ¤rztlicher und fachÃ¤rztlicher Betreuung sowie
therapeutischer Behandlung. Sein allgemeiner Gesundheitszustand habe sich stetig
verschlechtert. 

Â 

Das Sozialgericht hat zunÃ¤chst durch Einholung von Befundberichten der behandelnden
Ã�rzte des KlÃ¤gers ermittelt. Die FachÃ¤rztin fÃ¼r Allgemeinmedizin S. hat in ihrem
Befundbericht vom 20. Januar 2020 ausgefÃ¼hrt, die von ihr erhobenen Befunde seien eher
stabil schlecht. Sie hat den Entlassungsbrief des Krankenhauses in W. vom 29. Mai 2019
Ã¼ber die dortige stationÃ¤re Behandlung vom 27. bis zum 30. Mai 2019 beigefÃ¼gt.
Danach sei der KlÃ¤ger am 27. Mai 2019 um 10:02 Uhr Ã¼ber die dortige Rettungsstelle
notfallmÃ¤Ã�ig aufgenommen worden. Die Einweisung sei durch S. aufgrund starker
therapieresistenter immobilisierender kraniozervikaler Schmerzen erfolgt. Seit ca. einer
Woche hÃ¤tten ziehende Schmerzen im Bereich der HWS mit Ausstrahlung in den Kopf und
mit rezidivierendem Schwindel bestanden. Ã�belkeit oder Erbrechen hÃ¤tten nicht
vorgelegen. Die ambulante medikamentÃ¶se Therapie sei seit einer Woche nicht mehr
ausreichend gewesen. Ein Trauma habe nicht bestanden. Nach initialer Diagnostik in der
Rettungsstelle mit RÃ¶ntgen der HWS und Analgesie ohne wesentliche Besserung sei eine
notfallmÃ¤Ã�ige stationÃ¤re Aufnahme des KlÃ¤gers zur Schmerztherapie und
gegebenenfalls weiteren Diagnostik erfolgt. Die Schmerztherapie sei initial mit
Kurzinfusionen und Oxycodon-Tabletten sowie Ibuprofen durchgefÃ¼hrt worden. Des
Weiteren sei eine physiotherapeutische Behandlung mit Krankengymnastik, Fango- und
Elektrotherapie durchgefÃ¼hrt worden. Unter dieser Therapie sei es zu einer Linderung der
Schmerzsymptomatik gekommen. Neurologische AusfÃ¤lle seien im Verlauf nicht
aufgetreten. Der KlÃ¤ger habe sich wieder zunehmend mobilisieren kÃ¶nnen. Bei
insgesamt rÃ¼cklÃ¤ufigen Beschwerden habe der KlÃ¤ger bei relativem Wohlbefinden am
30. Mai 2019 in die ambulante Weiterbehandlung entlassen werden kÃ¶nnen. Der
Neurochirurg A. hat in seinem am 14. Mai 2020 beim Sozialgericht eingegangenen
Befundbericht erklÃ¤rt, aus Ã¤rztlicher Sicht sei der KlÃ¤ger bis auf weiteres nicht
arbeitsfÃ¤hig. Der Facharzt fÃ¼r Allgemeinmedizin W. hat unter dem 10. Oktober 2020
erklÃ¤rt, er kÃ¶nne keinen Befundbericht erstellen. Als Hausarzt des KlÃ¤gers sei er fÃ¼r
die allgemeinmedizinische Diagnostik und Therapie zustÃ¤ndig. Die Erkrankungen des
KlÃ¤gers, die Gegenstand seiner Klage seien, wÃ¼rden ausschlieÃ�lich von FachÃ¤rzten
diagnostiziert und behandelt. Wegen der weiteren Einzelheiten der Befundberichte sowie
der Ã¤rztlichen AuskÃ¼nfte und der mitgesandten Anlagen wird auf Blatt 40 bis 43, 49 bis
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52 sowie 68 der Gerichtsakten verwiesen. 

Â 

Mit Beweisanordnung vom 5. MÃ¤rz 2021 hat das Sozialgericht ein Gutachten der
FachÃ¤rztin fÃ¼r OrthopÃ¤die K. veranlasst. K. hat den KlÃ¤ger am 26. Mai 2021
untersucht und in ihrem Gutachten vom selben Tag folgende Diagnosen gestellt: 

Â 

Chronisches Zervikalsyndrom mit Tendopathie des M.levator skapulae beiderseits und
passagere linksseitige Ausstrahlung bei Zustand nach Cage-Implantation C4/C5 (2014) und
C5/C6 (2010) sowie mÃ¤Ã�iger Spinalkanalstenose C3/C4 sowie Neuroforaminalstenosen
C3 bis C7.

Â 

Chronisch rezidivierendes Lumbalsyndrom bei Zustand nach Bandscheiben-Operation und
Cage-Implantation L5/S1 2012.

Â 

RundrÃ¼cken.

Â 

Zu aktuellen Beschwerden befragt habe der KlÃ¤ger angegeben, er sei in der Lage, sich
selbst und seine Wohnung und seinen Haushalt zu versorgen. Er habe einen FÃ¼hrerschein
und sei in der Lage, mit seinem Pkw zu fahren. Zur Begutachtung sei er mit seinem Pkw 1,5
Stunden selbst nach M. gefahren. Die EinkÃ¤ufe erledige er selbst alle zwei Tage mit
seinem Auto. Er habe einen 600 mÂ² groÃ�en Garten mit einer Laube. Die dort
notwendigen Gartenarbeiten wÃ¼rden ihm schwerfallen. An seinem RasenmÃ¤her habe er
einen Antrieb, sodass er den Rasen selbst mÃ¤hen kÃ¶nne. Im Sommer wohne er meist in
seinem Garten. Die GehfÃ¤higkeit sei nicht reduziert. Gehen kÃ¶nne er gut. Er kÃ¶nne
jedoch keine genaue Angabe zur Gehstrecke machen, da er nicht hÃ¤ufig laufe. Er habe
einen Hund, der im Garten den ganzen Tag drauÃ�en sei. Im Winterhalbjahr gehe er zwei-
bis dreimal tÃ¤glich mit dem Hund zehn Minuten raus. Eine Gehstrecke von zwei Kilometern
traue er sich zu. Er sei seit vier Jahren getrennt von seiner Ehefrau und lebe allein in einer
Zwei-Zimmer-Mietwohnung in der zweiten Etage ohne Fahrstuhl. Er habe drei erwachsene,
wirtschaftlich selbststÃ¤ndige Kinder. 

Â 

Der 54-jÃ¤hrige KlÃ¤ger sei in gutem Allgemein- und ErnÃ¤hrungszustand zur
Untersuchung erschienen. Es habe keinen Hinweis auf eine kardiorespiratorische
Insuffizienz bestanden. Der KlÃ¤ger wiege nach anamnestischen Angaben bei einer
GrÃ¶Ã�e von 170 cm 68 kg. Er rauche tÃ¤glich 20 Zigaretten und trinke ein bis zwei
Flaschen Bier. Der KÃ¶rperbau sei proportioniert. Das Gangbild sei sicher und flÃ¼ssig,
Einbein-, Zehen- und Fersenstand seien beidseits mÃ¶glich. Der KlÃ¤ger habe sich ohne
sichtbare Funktionsbehinderungen vollstÃ¤ndig und zÃ¼gig selbst ent- und bekleidet. Die
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orientierende neurologische Untersuchung habe keinen Hinweis auf ein neurologisches
Defizit bei intakter Durchblutung der ExtremitÃ¤ten ergeben. K. ist zu der EinschÃ¤tzung
gelangt, der KlÃ¤ger kÃ¶nne mindestens sechs Stunden tÃ¤glich an fÃ¼nf Wochentagen
noch kÃ¶rperlich leichte bis mittelschwere Arbeiten im gelegentlichen Wechsel von Sitzen,
Gehen und Stehen verrichten. Zu vermeiden seien einseitige kÃ¶rperliche Belastungen
oder TÃ¤tigkeiten in Zwangshaltungen wie einseitige Kopfhaltungen, dauernde
BildschirmtÃ¤tigkeit sowie TÃ¤tigkeiten mit Ã�berkopfarbeiten und Arbeiten in
Zwangshaltungen fÃ¼r die LWS, wie BÃ¼cken und TÃ¤tigkeiten in Rumpfvorbeuge,
Zugluft, NÃ¤sse und Arbeiten auf Leitern und GerÃ¼sten. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne zur
Erreichung einer Arbeitsstelle regelmÃ¤Ã�ig Gehstrecken Ã¼ber 500 m auch viermal
tÃ¤glich zurÃ¼cklegen und sei gesundheitlich in der Lage, fÃ¼r den Weg zur Arbeit
Ã¶ffentliche Verkehrsmittel zu nutzen. Er sei auch in der Lage, einen Pkw zu fahren. Der
Sachverhalt sei in medizinischer Hinsicht vollstÃ¤ndig geklÃ¤rt. Weitere Fachgutachten
seien nicht erforderlich. 

Â 

Das Sozialgericht hat dieses Gutachten mit gerichtlichem Schreiben vom 2. Juni 2021 mit
der Anmerkung Ã¼bersandt, Erfolgsaussichten seien im Hinblick auf das Gutachten von K.
nicht ersichtlich. Es werde um Stellungnahme innerhalb von zwei Wochen gebeten. Der
KlÃ¤ger hat hierzu mitgeteilt, aufgrund urlaubsbedingter Abwesenheit seiner
ProzessbevollmÃ¤chtigten bis zum 22. Juni 2021 sei eine Besprechung mit ihm erst in der
26. Kalenderwoche mÃ¶glich. Er werde sich danach unverzÃ¼glich zum Verfahren
erklÃ¤ren. Unter dem 23. Juli 2021, nach einer VerfÃ¼gung der Kammervorsitzenden des
Sozialgerichts vom 20. Juli 2021, ist Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung auf den 9.
September 2021 bestimmt worden. Mit Schriftsatz vom 7. September 2021 (per beA) hat
der KlÃ¤ger ausgefÃ¼hrt, nach einer leider erst jetzt mÃ¶glichen RÃ¼cksprache sei darauf
hinzuweisen, dass K. mit seiner Angelegenheit als Gutachterin der Beklagten bereits im
Rahmen des Widerspruchsverfahrens zum Erwerbsminderungsrentenantrag vom 21.
Oktober 2013 vorbefasst gewesen sei. Dies sei ihm â�� dem KlÃ¤ger â�� auch erst bewusst
geworden, als er den Untersuchungstermin wahrgenommen habe. Er habe jedoch
irrtÃ¼mlich eine Mitteilung an seine ProzessbevollmÃ¤chtigte unterlassen. Das jetzt im
gerichtlichen Verfahren eingeholte orthopÃ¤dische SachverstÃ¤ndigengutachten sei somit
fÃ¼r den Rechtsstreit wegen fehlender UnabhÃ¤ngigkeit bzw. Unparteilichkeit der
Gutachterin nicht verwertbar. Ferner habe die SachverstÃ¤ndige unterlassen, in ihr
Gutachten die auch seit Januar 2019 existierenden Befundberichte bzw. Diagnosen des
Facharztes fÃ¼r Neurochirurgie A. einzubeziehen und zu verwerten. Es werde daher
beantragt, ein erneutes SachverstÃ¤ndigengutachten von Amts wegen einzuholen. 

Â 

Das Sozialgericht hat sodann vor ErÃ¶ffnung der mÃ¼ndlichen Verhandlung mit Beschluss
vom 9. September 2021 den Ablehnungsantrag der SachverstÃ¤ndigen K.
zurÃ¼ckgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung hat es ausgefÃ¼hrt, der Antrag sei unzulÃ¤ssig und
unbegrÃ¼ndet. Nach den Â§Â§ 406 Abs. 2 S. 1, 411 Abs. 1 Zivilprozessordnung (ZPO) sei
der Ablehnungsantrag bei dem Gericht oder dem Richter, von dem der SachverstÃ¤ndige
ernannt sei, zwei Wochen nach VerkÃ¼ndung oder Zustellung des Beschlusses Ã¼ber die
Ernennung zu stellen. Dem sei der KlÃ¤ger mit seinem Antrag vom 7. September 2021,
bezogen auf den Gutachtensauftrag des Gerichts vom 15. MÃ¤rz 2021, nicht
nachgekommen. Soweit der KlÃ¤ger einen Befangenheitsgrund im Hinblick auf den Inhalt
des Gutachtens geltend mache, sei auch hier der Antrag verfristet, da der KlÃ¤ger eine den
UmstÃ¤nden des Falles angemessene PrÃ¼ffrist, die nicht lÃ¤nger als ein Monat sei, bei
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weitem Ã¼berschritten habe. Das Ablehnungsgesuch sei daher nicht fristgemÃ¤Ã� gestellt
worden. Zudem sei der Antrag auch nicht begrÃ¼ndet. Soweit der KlÃ¤ger rÃ¼ge, K. sei
mit der Angelegenheit 2013 vorbefasst gewesen, kÃ¶nne er mit diesem Vortrag im Rahmen
des Befangenheitsantrages nicht durchdringen. Zum einen sei das Rentenantragsverfahren
von 2013 rechtskrÃ¤ftig beendet. Eine Vorbefassung im vorausgegangenen
Verwaltungsverfahren liege somit nicht vor. Allein die TÃ¤tigkeit der orthopÃ¤dischen
SachverstÃ¤ndigen in einem frÃ¼heren Widerspruchsverfahren stelle noch keinen Grund
fÃ¼r eine Ablehnung dar. Andere Bedenken gegen die SachverstÃ¤ndige als die
BefÃ¼rchtung, diese habe wegen der vor sieben Jahren erfolgten Begutachtung nicht
unvoreingenommen ihr Gutachten erstattet, seien nicht vorgebracht worden. Die
Beschwerde hiergegen hat der erkennende Senat mit Beschluss vom 27. September 2021
als unzulÃ¤ssig verworfen. 

Â 

Mit Urteil vom 9. September 2021 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen und sich zur
BegrÃ¼ndung im Wesentlichen auf das Gutachten von K. vom 26. Mai 2021 bezogen. Nach
dem Ergebnis der Beweisaufnahme kÃ¶nne der KlÃ¤ger unter den Ã¼blichen Bedingungen
des allgemeinen Arbeitsmarktes noch mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig
sein. Er kÃ¶nne noch leichte bis mittelschwere Arbeiten in wechselnder KÃ¶rperhaltung
verrichten, wobei einseitige kÃ¶rperliche Belastungen oder TÃ¤tigkeiten in
Zwangshaltungen wie einseitige Kopfhaltungen, dauernde BildschirmtÃ¤tigkeit, mit
Ã�berkopfarbeiten, in Zwangshaltungen fÃ¼r die LWS wie BÃ¼cken und TÃ¤tigkeiten und
in Rumpfvorbeuge zu vermeiden seien. 

Â 

Gegen das ihm am 15. September 2021 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 7. Oktober
2021 Berufung beim Landessozialgericht Sachsen-Anhalt eingelegt und die Bewilligung von
Prozesskostenhilfe (PKH) beantragt. Zur BegrÃ¼ndung hat er zum einen am 6. Dezember
2021 sein Vorbringen aus dem ersten Rechtszug wiederholt und zum anderen vorgetragen,
er leide unter erheblichen gesundheitlichen Beschwerden. Das Sozialgericht habe verkannt,
dass seine erheblichen Schmerzen und die erheblich eingeschrÃ¤nkte FunktionsfÃ¤higkeit
seiner linken Hand eine EinsatzfÃ¤higkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt auch fÃ¼r
leichte TÃ¤tigkeiten nahezu ausschlieÃ�e. Die stÃ¤ndigen Schmerzen in der WirbelsÃ¤ule
bedingten zudem, dass er sich nicht richtig auf den Arbeitsprozess konzentrieren kÃ¶nne.
Zudem bestehe stÃ¤ndige Sturzgefahr aufgrund des plÃ¶tzlich eintretenden
Drehschwindels. Rein vorsorglich werde beantragt, ein erneutes
SachverstÃ¤ndigengutachten von Amts wegen auf dem Fachgebiet der OrthopÃ¤die
einzuholen. 

Â 

Der KlÃ¤ger beantragt ausdrÃ¼cklich, 

Â 

das Urteil des Sozialgerichts Dessau-RoÃ�lau vom 9. September 2021, S 6 R 287/19, wird
abgeÃ¤ndert und die Beklagte wird unter Aufhebung des Bescheides vom 15. Mai 2019 in
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 8. Oktober 2019 verurteilt, dem KlÃ¤ger ab dem
30. Januar 2019 eine Rente wegen voller Erwerbsminderung, hilfsweise eine Rente wegen
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teilweiser Erwerbsminderung, zu bewilligen. 

Â 

Die Beklagte beantragt, 

Â 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen. 

Â 

Sie hÃ¤lt das angegriffene Urteil fÃ¼r zutreffend. Zudem hat sie darauf hingewiesen, dass
ausweislich der Angaben im orthopÃ¤dischen Gutachten vom 26. Mai 2021 der KlÃ¤ger
selbst mitgeteilt habe, dass er sich eine Gehstrecke von zwei Kilometern zutraue und das
Gehen gut sei. 

Â 

Mit gerichtlichem Schreiben vom 18. Januar 2022 hat der Senat den KlÃ¤ger zu einer in
Betracht kommenden Entscheidung gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 4 Satz 2 Sozialgerichtsgesetz
(SGG) angehÃ¶rt und angeregt, die Berufung und den PKH-Antrag zurÃ¼ckzunehmen. Die
Beklagte hat eine Abschrift dieses Schreibens erhalten. Der KlÃ¤ger hat hierzu im
wesentlichen sein Vorbringen aus der BerufungsbegrÃ¼ndung wiederholt. ErgÃ¤nzend hat
er ausgefÃ¼hrt, aus dem Befundbericht vom 7. September 2021 des Facharztes fÃ¼r
Neurochirurgie A. ergebe sich, dass bei ihm deutliche EinschrÃ¤nkungen beim Sitzen,
Gehen und Stehen erkennbar seien und er unter starken brennenden und stechenden HWS-
und Nackenschmerzen mit Ausstrahlungen in den rechten und linken Arm bis zum
Fingerbereich verbunden mit TaubheitsgefÃ¼hlen leide. Der Rechtsstreit sei aus seiner â��
des KlÃ¤gers â�� Sicht noch nicht entscheidungsreif, da die Frage der fehlenden
WegefÃ¤higkeit noch nicht abschlieÃ�end geklÃ¤rt sei. 

Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Gerichtsakten (2 BÃ¤nde) sowie auf die
Verwaltungsakte der Beklagten verwiesen. Diese Akten haben bei der
Entscheidungsfindung des Senats vorgelegen. 

Â 

II.

Â 

Der Senat durfte den Rechtsstreit durch Beschluss im Sinne von Â§ 153 Abs. 4 SGG
entscheiden, weil er die Berufung einstimmig fÃ¼r unbegrÃ¼ndet und eine mÃ¼ndliche
Verhandlung nicht fÃ¼r erforderlich hÃ¤lt. Die Beteiligten sind vorher gehÃ¶rt worden. 

Â 
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Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Zu Recht hat das Sozialgericht die Klage
abgewiesen. Der angefochtene Bescheid ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in
seinen Rechten (Â§Â§ 153 Abs. 1, 54 Abs. 2 SGG).

Â 

Das Sozialgericht hat zu Recht unter Heranziehung der zutreffenden Rechtsgrundlage des
Â§ 43 SGB VI entschieden, dass der KlÃ¤ger keinen Anspruch auf Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit hat, weil bei ihm kein LeistungsvermÃ¶gen von unter sechs
Stunden tÃ¤glich besteht. Der KlÃ¤ger ist auch zur Ã�berzeugung des Senats in der Lage,
tÃ¤glich sechs Stunden auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt leichte bis mittelschwere
TÃ¤tigkeiten unter Beachtung qualitativer LeistungseinschrÃ¤nkungen zu verrichten. Der
Senat verweist zwecks Vermeidung von Wiederholungen zur BegrÃ¼ndung auf die
zutreffenden AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts in dessen Urteil vom 9. September 2021
und macht sich diese aufgrund eigener Ã�berzeugungsbildung zu eigen (Â§ 153 Abs. 2 SGG
).

Â 

Die BerufungsbegrÃ¼ndung rechtfertigt keine andere Beurteilung. Die vorgetragenen
AblehnungsgrÃ¼nde in Bezug auf die gerichtliche SachverstÃ¤ndige K. sind bereits mit
dem auch inhaltlich zutreffenden Beschluss des Sozialgerichts vom 9. September 2021
rechtskrÃ¤ftig zurÃ¼ckgewiesen worden. Dem hat der Senat nichts hinzuzufÃ¼gen.Â
Entgegen dem Vortrag des KlÃ¤gers hat K. im Ã�brigen die Aussagen des behandelnden
Neurochirurgen A. gesehen und in ihr Gutachten einbezogen. Das verdeutlicht ihre
Beantwortung der Beweisfrage 15. des Gutachtenauftrages. Ein erstmals in der
klÃ¤gerischen Stellungnahme vom 24. Januar 2022 zu dem gerichtlichen
AnhÃ¶rungsschreiben vom 18. Januar 2022 erwÃ¤hnter Befundbericht von A. vom 7.
September 2021 ist nicht aktenkundig. Ein solcher ist in dem Schriftsatz vom 24. Januar
2022 auch nicht als Anlage bezeichnet. Es existiert lediglich ein Schriftsatz des KlÃ¤gers
unter diesem Datum, so dass mÃ¶glicherweise eine Datumsverwechslung mit diesem
klÃ¤gerischen Schriftsatz vorliegt. Sofern tatsÃ¤chlich ein Befundbericht mit dem vom
KlÃ¤ger wiedergegebenen Inhalt existieren sollte, sind die dort geschilderten Angaben nicht
geeignet, eine Ã¼berdauernde Leistungsminderung im rentenberechtigenden Bereich zu
belegen, zumal es sich bei den angegebenen Schmerzen um subjektive Angaben des
KlÃ¤gers handelt. Deshalb sind die Aussagen der gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen K. nach
wie vor gÃ¼ltig. Letztlich sind bei dem KlÃ¤ger vordergrÃ¼ndig ambulante
BehandlungsmaÃ�nahmen angezeigt. Eine rentenrelevante Leistungsminderung resultiert
daraus nicht.

Â 

Bei dem KlÃ¤ger liegt auch eine schwere spezifische Leistungsbehinderung oder eine
Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen nicht vor, die trotz des
sechsstÃ¼ndigen LeistungsvermÃ¶gens zur Verschlossenheit des allgemeinen
Arbeitsmarktes fÃ¼hren wÃ¼rden. Die Beklagte war daher nicht verpflichtet, einen
konkreten Arbeitsplatz zu benennen. Das RestleistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers reicht
vielmehr noch fÃ¼r leichte kÃ¶rperliche Verrichtungen wie z.B. Zureichen, Abnehmen,
leichte Reinigungsarbeiten ohne Zwangshaltungen, Kleben, Sortieren, Verpacken und
Zusammensetzen von Teilen aus (vgl. die AufzÃ¤hlungen in dem Beschluss des GroÃ�en
Senats des Bundessozialgerichts [BSG] vom 19. Dezember 1996 â�� GS 2/95 -, SozR
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3-2600 Â§ 44 SGB VI Nr. 8 = BSGE 80, 24, 33f.; in der Anwendbarkeit auf die aktuelle
Rechtslage bestÃ¤tigt im Urteil des BSG vom 19. Oktober 2011 â�� B 13 R 78/09 R -, juris).
Das BSG geht in seinem Urteil vom 11. Dezember 2019 â�� B 13 R 7/18 R â�� weiterhin
von dem Grundsatz des offenen Arbeitsmarktes aus und hÃ¤lt daran fest, dass Versicherte,
die nur noch kÃ¶rperlich leichte und geistig einfache TÃ¤tigkeiten, ggf. unter weiteren
gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen, wenigstens sechs Stunden tÃ¤glich verrichten
kÃ¶nnen, regelmÃ¤Ã�ig in der Lage sind, â��erwerbstÃ¤tig zu seinâ�� (juris, RdNr. 26 ff.).

Â 

Bei dem KlÃ¤ger besteht darÃ¼ber hinaus kein Katalog- oder Seltenheitsfall, der zu einer
Verschlossenheit des allgemeinen Arbeitsmarktes fÃ¼hren kÃ¶nnte. Der Arbeitsmarkt gilt
auch dann als verschlossen, wenn einem Versicherten die so genannte WegefÃ¤higkeit
fehlt; zur ErwerbsfÃ¤higkeit gehÃ¶rt auch das VermÃ¶gen, einen Arbeitsplatz aufsuchen zu
kÃ¶nnen (vgl. GS BSG, Beschluss vom 19. Dezember 1996, a.a.O., zu Katalogfall 2). Dabei
ist ein abstrakter MaÃ�stab anzuwenden. Ein Katalogfall liegt nicht vor, soweit ein
Versicherter tÃ¤glich viermal Wegstrecken von knapp mehr als 500 m mit einem
zumutbaren Zeitaufwand von bis zu 20 Minuten zu FuÃ� zurÃ¼cklegen und zweimal
Ã¶ffentliche Verkehrsmittel wÃ¤hrend der Hauptverkehrszeiten unter BerÃ¼cksichtigung
aller ihm zur VerfÃ¼gung stehenden MobilitÃ¤tshilfen benutzen kann. Die medizinischen
Ermittlungen haben keinen belastbaren Hinweis auf eine dermaÃ�en eingeschrÃ¤nkte
WegefÃ¤higkeit ergeben, dass der KlÃ¤ger die genannte Anforderung aus gesundheitlichen
GrÃ¼nden nicht mehr bewÃ¤ltigen kÃ¶nnte. Anhaltspunkte fÃ¼r die mit der
BerufungsbegrÃ¼ndung unter Hinweis auf BandscheibenvorfÃ¤lle behauptete fehlende
WegefÃ¤higkeit sind dem Akteninhalt nicht zu entnehmen. K. hat in ihrem Gutachten unter
der Ã�berschrift â��2.1 aktuelle Beschwerdenâ�� die Aussage des KlÃ¤gers
wiedergegeben, seine GehfÃ¤higkeit sei nicht reduziert. Gehen kÃ¶nne er gut. Er kÃ¶nne
jedoch keine genaue Angabe zur Gehstrecke machen, da er nicht hÃ¤ufig laufe. Er habe
einen Hund, der im Garten den ganzen Tag drauÃ�en sei. Im Winterhalbjahr gehe er zwei-
bis dreimal tÃ¤glich mit dem Hund zehn Minuten raus. Eine Gehstrecke von zwei Kilometern
traue er sich zu. Angesichts dieser ErklÃ¤rungen war eine gesonderte fÃ¶rmliche
Gehstreckentestung entbehrlich.

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Â 

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision im Sinne von Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht
vor. Es handelt sich um eine Einzelfallentscheidung auf gesicherter Rechtsgrundlage, ohne
dass der Senat von einer Entscheidung der in Â§ 160 Abs. 2 Nr. 2 SGG genannten Gerichte
abweicht.

Erstellt am: 14.03.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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